ı.. 
Geſetz-Sammlung 
Fur die 5 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Bram Nr. 47. 


(Nr. 4509.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. Juli 1856., betreffend die Bildung und Verwal⸗ 
tung eines für die evangeliſchen Geiſtlichen der Provinz Pommern Be⸗ 
hufs der Unterſtuͤtzung ihrer Emeriten zu gruͤndenden Fonds. 


Nich Ihrem, des Miniſters der geiftlichen ꝛe. Angelegenheiten, im Einver⸗ 
ftändniffe des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths gemachten Antrage vom SCHEN, 
genehmige Ich die Bildung eines fuͤr die evangeliſchen Geiſtlichen der Provinz 
Pommern zu gruͤndenden Fonds Behufs Unterſtuͤtzung ihrer Emeriten durch 
gemeinſchaftliche Beitraͤge aus ihrem Amtseinkommen nach Maaßgabe des hier⸗ 
bei zuruͤckerfolgenden Reglements vom 2. d. M. — Ich ertheile zugleich dem 
nach dem Reglement zu bildenden Unterſtuͤtzungsfonds die Rechte einer mora⸗ 
liſchen Perſon und in allen Beziehungen nach Außen, namentlich Behufs der 
Erwerbung von Grundſtuͤcken und Kapitalien, die Rechte einer Korporation; 
die Vorrechte des Fiskus in Prozeſſen, ſowie dieſelben den unmittelbaren Staats- 
Anſtalten zuſtehen; das Recht, die ruͤckſtaͤndigen Beiträge der Betheiligten im 
Wege adminiſtrativer Exekution einzuziehen; die Stempelfreiheit bei allen Ver⸗ 
handlungen in Sachen des Fonds und fir die Lebensattefte, welche Behufs 
der Empfangnahme der Ruhegehalts⸗Zuſchuͤſſe erforderlich ſind und die Be⸗ 
freiung von Gerichtsſporteln, mit dem im H. 4. Nr. 6. des Geſetzes vom 
10. Mai 1851. beſtimmten Vorbehalte. ; 


Dieſer Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung und das Reglement durch 
die Amtsblaͤtter der Provinz bekannt zu machen. 


Marienbad, den 9. Juli 1856. \ 
Friedrich Wilhelm. 
Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


An die Minifter der Juſtiz, der geiſtlichen ꝛe. Angelegenheiten, 
des Innern und der Finanzen. 
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Ausgegeben zu Berlin den 15. September 1856, 
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(Nr. 4540.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. Auguſt 1856., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗ 
Chauſſee von Buͤnde im Kreiſe Herford, nach Holzhauſen, im Kreiſe 
Luͤbbecke. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Kreis⸗Chauſſee von Buͤnde, im Kreiſe Herford, nach Holzhauſen, im Kreiſe 
Luͤbbecke, genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriations⸗ 
recht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaß⸗ 
gabe der für die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße 
zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich den genannten Kreiſen 
gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße 
das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für 
die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich 
der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der 
ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch 
follen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur offentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Sansſouci, den 9. Auguſt 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
. Bodelschwingh. Se deu ee. kein 
N v. Pommer Eſche. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4511.) Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend die Anlage einer Eiſenbahn 
von Stargard nach Coͤslin, mit einer Zweigbahn nach Colberg, durch die 
Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 18. Auguſt 1856. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. i 


Nachdem die unterm 12. Oktober 1840. (Geſetz-Sammlung fuͤr 1840. 
S. 305.) von Uns beſtaͤtigte Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft in der 705 
neral⸗ 
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neralverſammlung vom 28. Februar 1856. beſchloſſen hat, ihr Unternehmen 
auf Grund des unterm 12. Maͤrz 1856. von Uns beſtaͤtigten Vertrages vom 
28. Februar 1856. (Geſetz⸗Sammlung für 1856. S. 347.) auf den Bau und 
Betrieb einer Eiſenbahn von Stargard nach Coͤslin mit einer Zweigbahn nach 
Colberg auszudehnen, wollen Wir der gedachten Eiſenbahngeſellſchaft zum Bau 
und Betrieb der vorbezeichneten Eiſenbahn, welche von Stargard uͤber Freien⸗ 
walde, Labes und Belgard nach Coͤslin, mit einer Abzweigung von Belgard 
nach Colberg, zu fuͤhren iſt, in Gemaͤßheit des Vertrages vom 28. Februar 
1851. hierdurch Unſere landes herrliche Konzeſſion mit der Maaßgabe erthei⸗ 
len, daß die allgemein feſtgeſtellten Bedingungen in Betreff der Benutzung der 
Eiſenbahnen fuͤr militairiſche Zwecke (Geſetz-Sammlung fuͤr 1843. S. 373.) 
auf die Eiſenbahn von Stargard nach Coͤslin und Colberg Anwendung finden 
ſollen, und daß die Genehmigung und reſp. Abaͤnderung des Fahrplans, im⸗ 
gleichen die Genehmigung des Bahngeld- und des Fracht-⸗Tarifes für die neue 
Eiſenbahn, mit der aus dem $. 16. des Vertrages vom 28. Februar 1856. fich 
ergebenden Beſchraͤnkung, Unſerem Handelsminiſter vorbehalten bleibt. Auch 
wollen Wir den anliegenden, auf Grund der in der Generalverſammlung vom 

2 28. Februar 1856. gefaßten Beſchluͤſſe ausgefertigten Nachtrag zu dem Sta⸗ 
tute der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft hierdurch beſtaͤtigen, indem Wir 
zugleich beſtimmen, daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahn-Unternehmun⸗ 
gen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften über die Expropriation 
und das Recht zur voruͤbergehenden Benutzung fremder Grundſtuͤcke auf die 
vorgedachte Eiſenbahn⸗Unternehmung Anwendung finden ſollen. 


Die gegenwärtige Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde iſt nebſt dem 
Nachtrage zu dem Statute durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouci, den 18. Auguſt 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. v. Bo delſchwingh. 


Nachtrag 
zum Statute der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. 


H. 1. 5 
Das Unternehmen der Berlin-Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft wird auf 
die Erbauung und den Betrieb einer von Stargard nach Coslin anzulegenden 
Gr, 45114512. 98* Eiſen⸗ 
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Eiſenbahn mit einer Zweigbahn nach Colberg nach Maaßgabe des zwiſchen 
dem Königlichen Eiſenbahnkommiſſariate zu Berlin einerſeits, und der Berlin⸗ 
Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch deren Direktorium, andererſeits, 
geſchloſſenen Vertrages vom 28. Februar 1856. ausgedehnt. Die ſpezielle 
Richtung dieſer Bahn und Zweigbahn wird von dem Koͤniglichen Handels⸗ 
Miniſterium feſtgeſtellt. Von dem feſtgeſtellten Bauplane darf nur unter be⸗ 
ſonderer Genehmigung des gedachten Minſterums abgewichen werden. 


H. 2. 


Das zur Ausführung des neuen Unternehmens erforderliche Anlagekapi⸗ 
tal wird vorlaͤufig auf ſieben und eine halbe Million Thaler feſtgeſetzt. 


H. 3. 


Die Beſchaffung dieſes Anlagekapitals erfolgt durch Ausgabe von Prio⸗ 
ritaͤts⸗ Obligationen, welche mit vier vom Hundert jährlich zu verzinſen find, 
Die Bedingungen, unter denen die Kreirung und Emiſſion dieſer Obligationen 
erfolgt, werden durch ein beſonderes Allerhoͤchſtes Privilegium feſtgeſetzt. 


(Ir. 4512.) Privilegium wegen Ausgabe von ſieben und einer halben Million Thaler in 
vierprozentigen Prioritaͤts - Obligationen der Berlin-Stettiner Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft, Behufs des Baues einer Eiſenbahn von Stargard nach Coͤs⸗ 
lin mit einer Zweigbahn nach Colberg. Vom 18. Auguſt 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von Seiten der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund 
des von der Generalverſammlung am 28. Februar 1856. gefaßten Beſchluſſes, 
ſowie des hieruͤber mit Unſerer Genehmigung abgeſchloſſenen Vertrages vom 
28. Februar 1856. uͤber die Erbauung und den kuͤnftigen Betrieb einer Eiſen⸗ 
bahn von Stargard nach Cöslin, mit einer Zweigbahn nach Colberg, darauf 
angetragen worden, ihr zu dieſem Zwecke die Aufnahme einer Anleihe von ſie⸗ 
ben und einer halben Million Thaler gegen Ausſtellung auf den Inhaber lau⸗ 
tender und mit Zinsſcheinen verſehener Prioritaͤts-Obligationen zu geſtatten, 
und Wir zur Ausfuͤhrung dieſer Eiſenbahn unter dem heutigen Tage Unſere 
landesherrliche Genehmigung ertheilt haben, wollen Wir in Beruͤckſichtigung 
der Gemeinnützigkeit des Unternehmens und in Gemaͤßheit des H. 2. des Ge⸗ 
ſetzes vom 17. Juni 1833. durch gegenwaͤrtiges Privilegium die Emiſſion ge⸗ 
dachter Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen genehmigen: 8 4 


H. 1. 

Die Beſchaffung des vorläufig auf ſieben und eine halbe Million Tha⸗ 
ler feſtgeſtellten Anlagekapitals zum Baue der Bahn von Stargard nach Cös⸗ 
lin mit der Zweigbahn nach Colberg erfolgt durch Ausgabe von 22,000 Stuͤck 
Prioritaͤts⸗Obligationen, von denen 2000 Stück jede über 1000 Rthlr. von 
Nr. 1. bis 2000., 5000 Stüc jede über 500 Rthlr. von Nr. 1. bis 5000., 
und 15,000 Stück jede uͤber 200 Rthlr. von Nr. 1. bis 15,000. lautend, un⸗ 
ter der Bezeichnung: 


„Berlin⸗ Stettiner Eiſenbahn⸗Obligation, zweite Emiſſion“ 


nach dem anliegenden Schema J. ſtempelfrei ausgefertigt werden. 

05 Die Obligationen, welche auf der Ruͤckſeite einen Abdruck des Privile⸗ 
giums enthalten, werden von drei Mitgliedern des Direktoriums unterzeichnet, 
von dem Rendanten der Geſellſchaft gegengezeichnet und mit dem Stempel der 
Geſellſchaft verſehen. 

Jeder Obligation werden Zinskupons auf zehn Jahre und ein Talon⸗ 
ſchein zur Erhebung fernerer Kupons nach dem anliegenden Schema II. beige⸗ 
geben. Dieſelben werden von dem Direktorium nicht unterzeichnet, ſondern er⸗ 
halten nur den Staatsſtempel, den Stempel der Geſellſchaft und die Unter⸗ 
ſchrift des Kontroleurs. 

Dieſe Kupons, ſowie der Talonſchein werden alle zehn Jahre zufolge 
beſonderer Bekanntmachung erneuert. Die Ausreichung der neuen Serie er⸗ 
folgt an den Praͤſentanten des Talonſcheins, ſofern nicht dagegen von dem 
Inhaber der Obligation bei dem Direktorium ſchriftlich Widerſpruch erhoben 
worden iſt. Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung an 
den Inhaber der Obligation. Dieſe Beſtimmung wird auf dem Talonſcheine 
beſonders vermerkt. 


H. 2. 


Die Prioritaͤts⸗Obligationen werden mit vier Prozent jaͤhrlich verzinſet 
und die Zinſen in halbjaͤhrlichen Terminen am 1. April und 1. Oktober jeden 
Jahres in Stettin und in Berlin berichtigt. Zinſen von Prioritaͤts⸗Obligatio⸗ 
nen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren von dem in dem betreffenden Ku⸗ 
pon bezeichneten Zahlungstage an nicht geſchehen iſt, verfallen der Geſellſchaft. 
Hat der Staat in dem betreffenden Jahre zur Verzinſung der Prioritaͤts⸗Obli⸗ 
gationen Zuſchuͤſſe leiſten muͤſſen, ſo wird der Betrag der nicht abgehobenen 
und verfallenen Zinskupons verhaͤltnißmaͤßig zwiſchen dem Staate und der 
Geſellſchaft getheilt. i 


H. 3. 


Die Inhaber der Prioritäats⸗Obligationen ſind auf Hoͤhe der darin ver⸗ 
ſchriebenen Kapitalbetraͤge und der dafür nach §. 2. zu zahlenden Zinſen 
(Nr. 45120 f Glaͤu⸗ 
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Gläubiger der Berlin » Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. Sie haben in dieſer 
Eigenſchaft in Anſehung der Stargard⸗Coͤslin⸗Colberger Eiſenbahn und deren 
Betriebsmittel ein unbedingtes Vorzugsrecht vor den Inhabern der Stamm⸗ 
Aktien und der auf Grund des Allerhoͤchſten Privilegiums vom 25. Juni 1848. 
Geſetz⸗Sammlung für 1848. S. 194.) emittirten älteren Prioritaͤts-Obliga⸗ 
tionen der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. Auch in Anſehung des uͤbri⸗ 
gen Geſellſchaftsvermoͤgens haben ſie ein Vorzugsrecht vor den Inhabern der 
Stammaktien, inſoweit nicht der Staat vermoͤge der von ihm geleiſteten Ga— 
rantie für die Zinſen der im H. 1. bezeichneten Prioritaͤts-Obligationen aufkom⸗ 
men muß. Den Inhabern der auf Grund des Allerhoͤchſten Privilegiums vom 
25. Juni 1848. emittirten Prioritaͤts-Obligationen verbleibt dagegen in Anſe— 
hung des ebengedachten übrigen Geſellſchafksvermoͤgens das denſelben verſchrie— 
bene Vorzugsrecht. 


H. 4. 


Die Prioritaͤts⸗Obligationen unterliegen der in dem obengedachten Wer: 
trage vom 28. Februar 1856. feſtgeſetzten Amortiſation, wozu demgemaͤß all- 
jährlich hoͤchſtens ein halbes Prozent der über vier Prozent des Anlagekapitals 
jährlich aufkommenden und nach $. 10. des gedachten Vertrages zur Amorti— 
ſation zu verwendenden reinen Betriebseinnahme der Stargard-Coͤslin-Colber⸗ 
ger Bahnſtrecke unter Zuſchlag der durch die eingelöften Prioritaͤts-Obligationen 
erſparten Zinſen verwendet wird. Der Geſellſchaft bleibt jedoch vorbehalten, 
mit Genehmigung Unſeres Handelsminiſters nicht nur den Tilgungsfonds zu 
verſtaͤrken, ſondern auch die ſaͤmmtlichen noch nicht getilgten Obligationen zur 
RNuͤckzahlung mit einem Male zu kuͤndigen. 

Die Beſtimmung der jährlich zur Tilgung kommenden Obligationen ges 
ſchieht durch Auslooſung Seitens des Direktoriums mit Zuziehung eines das 
Protokoll führenden Notars in einem vierzehn Tage zuvor einmal öffentlich 
bekannt gemachten Termine, zu welchem Jedermann der Zutritt freiſteht. 

Die Bekanntmachung der Nummern der ausgelooſten Prioritaͤts-Obliga⸗ 
tionen, ſowie eine etwaige allgemeine Kündigung erfolgt durch dreimalige Ein- 
ruͤckung in die Öffentlichen Blätter; die erſte Einruͤckung muß mindeſtens drei 
Monate vor dem beſtimmten Zahlungstermine ſtattfinden. 

Die Einloͤſung der ausgelooſten Obligationen geſchieht am erſten Okto—⸗ 
ber des betreffenden Jahres; die Einloͤſung der gekuͤndigten Obligationen kann 
fowohl am 1. April als am 1. Oktober jeden Jahres ſtattfinden. 

Die Ruͤckzahlung erfolgt in beiden Faͤllen nach dem Nennwerthe gegen 
Auslieferung der Obligationen an deren Praͤſentanten zu Berlin oder Stettin 
nach der Wahl des Berechtigten. 

Die Verzinſung der Obligationen hoͤrt an dem Tage auf, an welchem 
fie zur Zuruͤckzahlung faͤllig find. Wird dieſe in Empfang genommen, fo müffen . 
zunächft die ausgereichten Zinskupons, welche ſpaͤter als an jenem Tage ver- 
fallen, mit der fälligen Obligation eingeliefert werden; geſchieht dies nicht, fo 
wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur 
Einloͤſung dieſer Kupons verwendet. Bi 

ie 
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Die im Wege des Tilgungsverfahrens eingelöften en werden 
unter Beobachtung der oben wegen der Auslooſung vorgeſchriebenen Form ver⸗ 
brannt; diejenigen, welche im Wege der Kündigung oder der Ruͤckforderung 
(efr. H. 7.) eingeloͤſt werden, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. a 

Ueber die Ausfuͤhrung der Tilgung wird dem fuͤr das Eiſenbahnunter⸗ 
nehmen beſtellten Kommiſſarius jaͤhrlich Nachweis geführt, 


H. 5. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen amortiſirt wer⸗ 
den, ſo wird gerichtliches Aufgebot nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen erlaſſen. Fuͤr dergeſtalt amortiſirte, ſowie auch für zerriffene oder ſonſt 
unbrauchbar gewordene, an die Geſellſchaft zuruͤckgelieferte und gänzlich zu 
kaſſirende Obligationen werden neue dergleichen angefertigt. 

Angeblich verlorene oder vernichtete Zinskupons duͤrfen nicht amortiſirt 
werden. 


F. 6. 


Die Nummern der zur Zuruͤckzahlung faͤlligen, nicht zur Einloͤſung vor⸗ 
gezeigten Obligationen werden waͤhrend zehn Jahren nach dem Zahlungstermine 
ehrlich einmal von dem Direktorium der Geſellſchaft, Behufs der Empfang⸗ 
nahme der Zahlung oͤffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche nicht in⸗ 
nerhalb eines Jahres nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Einloͤſung vor⸗ 
gezeigt werden, ſind werthlos, welches von dem Direktorium, unter Angabe 
der werthlos gewordenen Nummern, alsdann oͤffentlich zu erklaͤren iſt. Die 
Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflichtung mehr, doch 
kann ſie deren gaͤnzliche oder theilweiſe Bezahlung vermittelſt eines Beſchluſſes 
der Generalverſammlung aus Billigkeitsruͤckſichten gewähren. 


Seit 


Außer den im $. 4. gedachten Fallen find die Inhaber der Obligationen 
berechtigt, deren Nennwerth in folgenden Fallen von der Geſellſchaft in Stet⸗ 
tin zuruͤckzufordern: 


a) wenn fällige Zinskupons, ungeachtet folche gehörig zur Einloͤſung praͤ⸗ 
ſentirt worden, laͤnger als drei Monate unberichtigt bleiben; 
b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen oder 
anderen, dieſelben erſetzenden Maſchinen laͤnger als ſechs Monate aufhoͤrt; 
c) wenn gegen die Geſellſchaft in Folge rechtskraͤftiger Erkenntniſſe Schul⸗ 
den halber Exekution vollſtreckt wird; 
d) 19 09 die H. 4. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht inne gehalten 
wird. N 
In den Fällen zu a, b. und c. kann das Kapital an demſelben Tage, 
wo einer dieſer Faͤlle eintritt, zuruͤckgefordert werden; in dem Falle zu 4 
(Nr. 4512) a⸗ 


dagegen eine Breimonatl:.he Kuͤndigungsfriſt zu beobachten. Das Recht zur 
Zuruͤckforderung dauert in dem Falle zu a. bis zur Zahlung des betreffenden 


Zinskupons, in dem Falle zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen 
Transportbetriebes, in dem Falle zu c. ein Jahr, nachdem der vorgeſehene Fall 
eingetreten iſt, das Recht der Kuͤndigung in dem Falle zu d. drei Monate 
von Dam Tage ab, an welchem die Tilgung der Obligationen haͤtte erfol⸗ 
en ſollen. 

5 Bei Geltendmachung des vorſtehenden Ruͤckforderungsrechts ſind die In⸗ 
haber der Prioritaͤts-Obligationen ſich an das geſammte bewegliche und un⸗ 
bewegliche Vermoͤgen der Geſellſchaft zu halten befugt. i 


$ 8. 


So lange nicht die gegenwärtig kreirten Prioritaͤts⸗Obligationen einge⸗ 
loͤſt find, oder der Einloͤſungsgeldbetrag gerichtlich deponirt iſt, darf die Geſell⸗ 
ſchaft keines ihrer Grundſtuͤcke, welches zum Bahnkoͤrper oder zu den Bahnhöfen 
gehört, veraͤußern, auch eine weitere Aktienemittirung oder ein Anleihegeſchäft 
nur dann unternehmen, wenn den gegenwaͤrtig kreirten, ſowie den fruͤher emit⸗ 
tirten Prioritaͤts⸗-Obligationen für Kapital und Zinſen das Vorrecht vor den 
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ferner auszugebenden Aktien oder aufzunehmenden Anleihen vorbehalten und 


gefichert it. 
H. 9. 


Alle in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen oͤffentlichen Bekanntmachun⸗ 
gen muͤſſen in den Preußiſchen Staats⸗Anzeiger zu Berlin, in die Stettiner 
Zeitung und in die Oſtſee⸗Zeitung zu Stettin eingeruͤckt werden. Sollte eines 
dieſer Blaͤtter eingehen, ſo genuͤgt die Bekanntmachung in den beiden anderen 
bis zur anderweitigen, mit Genehmigung Unſeres Handelsminiſters zu treffen⸗ 
den Beſtimmung; ſie muß aber unter allen Umſtaͤnden jederzeit in einer der zu 
Berlin erſcheinenden Zeitungen erfolgen. 


Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz- Sammlung bekannt 
zu machen. | 


Urfundlich unter Unferer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 18. Auguſt 1856, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm, 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


| 7 
Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗Obligation. 


Zweite Emiſſion. 


Meer über 1000 Thaler Preußiſch Kurant. 
Mes über 500 Thaler Preußiſch Kurant. 
TEN, über 200 Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation hat an die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft 
Eintauſend Thaler Preußiſch Kurant, 
Fuͤnfhundert Thaler Preußiſch Kurant, 
Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant 


zu fordern, als Antheil an dem, durch das umſtehend beigefuͤgte Allerhoͤchſte 
Privilegium autoriſirten Darlehne. 


Die Zinſen mit vier Prozent fuͤr das Jahr ſind gegen Ruͤckgabe der 
Zinsſcheine halbjaͤhrlich am 1. April und 1. Oktober bei unſerer Geſellſchafts⸗ 


Kaſſe zu erheben. 
Stettin, den n 2 18. 
Direktorium der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Drei Unterſchriften.) 
(Trockener Stempel.) 


Eingetragen Gegengezeichnet. 
Obligationsbuch Fol. ..... Der Hauptkaſſen⸗Rendant 
N. 
99 II. 


Jahrgang 1856. (Nr. 4512.) 


II. N 
ö (20 Zinsſcheine und ein Talonſchein.) 
20 Rthlr. 
10 Rthlr. (Staatsſtempel.) 
4 Rthlr. 
Zinsſchein Serie I. MR ..... 
; zur 
Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗Obligation, zweite Emiſſion, 
3 uͤber 1000 Rthlr. 
MER über. 500 Rthlr. 
n uber 200 Rthlr. 


Zwanzig Thaler N 
Zehn Thaler | hat Inhaber dieſes awwm run 
Vier Thaler 

bei unſerer Geſellſchaftskaſſe zu erheben. 
Stettin, den ien 18. 


Direktorium der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Trockener Stempel.) 


Jahren laut $. 2. des Privilegiums 


Dieſer Zinsſchein verfällt nach vier 


Ausgefertigt. 
(Unterſchrift des Kontroleurs.) 


(Staatsſtempel.) 
Talonſchein 
zur 
Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗Obligation, zweite Emiſſion, 
a a über 1000 Rthlr. 
N eier über 500 Rthlr. 
. uͤber 200 Rthlr. 
Gegen Ruͤckgabe dieſes Talonſcheins iſt die ... Serie der Zinsſcheine 


nach beſonders dazu erlaſſener Aufforderung bei unſerer Geſellſchaftskaſſe ent⸗ 
x gegen 


gegen zu nehmen, ſofern nicht von dem Inhaber der Obligation gegen dieſe 
Ausreichung profeflirt worden iſt. Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs er⸗ 
folgt die Ausreichung an den Inhaber der Obligation. 


Stettin, denn! 18. 


Direktorium der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Trockener Stempel.) 
Ausgefertigt. 
(Unterſchrift des Kontroleurs.) 


(Nr. 4513.) Privilegium wegen Emiſſion auf den Inhaber lautender Prioritaͤts⸗Obligatio⸗ 
nen zweiter Serie der Aachen-Maſtrichter Eiſenbahngeſellſchaft im Betrage 
von Einer Million Thalern. Vom 18. Auguſt 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem die Aachen-Maſtrichter Eiſenbahngeſellſchaft in der General⸗ 
Verſammlung vom 15. Mai 1856. beſchloſſen hat, Behufs der Vollendung 
der Zweigbahn von Maſtricht nach Haſſelt, ſowie zur beſſeren Ausruͤſtung ih⸗ 
res Unternehmens, insbeſondere zur Anſchaffung eines ausreichenden Betriebs- 
Materials, eine zweite Prioritäͤts⸗Anleihe im Betrage von Einer Million Tha⸗ 
lern aufzunehmen, wollen Wir, den von der genannten Geſellſchaft in Folge 
der Beſtimmung des Art. 15. des unterm 30. Januar 1846. (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung fuͤr 1846. S. 29.) von Uns beſtaͤtigten Geſellſchaftsſtatuts an Uns ge⸗ 
ſtellten Antraͤgen in Beruͤckſichtigung der Gemeinnuͤtzigkeit jenes Unternehmens 
entſprechend, zur Aufnahme einer Anleihe von Einer Million Thalern gegen 
Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinsſcheinen verſehener Prio⸗ 
ritaͤts⸗Obligationen in Gemaͤßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
a landesherrliche Genehmigung unter folgenden Bedingungen“ hierdurch 
ertheilen: 


He 1. 


Das Kapital der Anleihe betraͤgt Eine Million Thaler und wird durch 
Emiſſion von Prioritaͤts⸗Obligationen zweiter Serie aufgebracht. 
Die Obligationen werden in 
1000 Stück 2500 Rthlr. Fl. 880 =Rthlr. 500,000. Fl. 880,000. Nr. 7501 — 8500, 
2000 = 4200 = : 352—= = 400,000. = 704,000. = 8501—10500, 
1000 = 4100 = - 176= 100,000. = 176,000. 10501 11500, 
Rthlr. 1,000,000. Fl. 1,760,000, 
(Nr, 45124513.) 99˙ nach 


nach dem anliegenden Schema I. unter autographiſcher Unterſchrift zweier Mit⸗ 
glieder der Direktion der Aachen-Maſtrichter Eiſenbahngeſellſchaft ſtempelfrei 
ausgefertigt und von dem Spezialdirektor eigenhaͤndig unterzeichnet. Jeder 
Obligation werden Zinskupons nach den anliegenden Schemas II. und III. 
beigegeben, auf zehn Jahre nebſt einem Talon. Die Nummern beginnen im 
Anſchluſſe an die letzte Nummer der Anleihe vom 28. Dezember 1853. mit 


7501. Auf der Ruͤckſeite der Obligation werden die Privilegien der betheilig⸗ 


ten Regierungen abgedruckt. 
H. 2. 


Die Obligationen werden jaͤhrlich mit fuͤnf Prozent verzinſet und die 
Zinſen in halbjaͤhrigen Terminen am 2. Januar und 1. Juli eines jeden Jah⸗ 
res in Aachen, Maſtricht und Berlin, ſowie in denjenigen Staͤdten gezahlt, 
welche etwa ſonſt noch von der Direktion hierzu beſtimmt werden. Zinſen von 
Obligationen, deren Erhebung innerhalb fuͤnf Jahre von dem, in den betreffen⸗ 
den Kupons bezeichneten Zahlungstage ab nicht geſchehen iſt, verfallen zum 
Vortheile der Geſellſchaft. 


H. 3. 

Die Obligationen unterliegen der Amortiſation, die mit dem Jahre 1860. 
beginnt und durch alljaͤhrliche Verwendung von 5000 Thalern und der auf 
die eingelöften Obligationen fallenden Zinſen ausgeführt wird. Die Nummern 
der in einem jeden Jahre zu amortiſirenden Obligationen werden alljaͤhrlich 
im Juli durch das Loos beſtimmt, und die Auszahlung des Nominalbetrages 
der hiernach zur Amortiſation gelangenden Obligationen erfolgt im Januar 
des naͤchſtfolgenden Jahres, zuerſt alſo im Januar 1861. 

Der Aachen⸗-Maſtrichter Eiſenbahngeſellſchaft bleibt jedoch das Recht 
vorbehalten, ſowohl den Amortiſationsfonds zu verſtaͤrken und dadurch die Til⸗ 
gung der Obligationen zu beſchleunigen, wie auch ſaͤmmtliche Obligationen 
durch die Öffentlichen Blaͤtter mit ſechsmonatlicher Friſt zu kuͤndigen und durch 
Zahlung des Nennwerths einzulöſen. Die Kuͤndigung darf jedoch nicht vor 
dem 1. Januar 1861. geſchehen. 

Ueber die erfolgte Amortiſation wird Unſerem Miniſter fuͤr Handel, Ge⸗ 
werbe und oͤffentliche Arbeiten alljaͤhrlich ein Nachweis eingereicht. 


H. 4. 

Die Auslooſung der alljaͤhrlich zu amortiſirenden Obligationen geſchieht 
zu Aachen in Gegenwart zweier Mitglieder der Direktion und eines protofolli- 
renden Notars in einem, vierzehn Tage vorher zur oͤffentlichen Kenntniß zu 
bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Obligationen der Zutritt 
geſtattet iſt. 


H. 5. 


Die Nummern der ausgelooſten Obligationen werden binnen vierzehn 
Tagen nach Abhaltung des im H. 4. gedachten Termins bekannt gemacht. 11 55 
f Us⸗ 


"m = 


Auszahlung derſelben erfolgt in Aachen, Maſtricht und Berlin, ſowie in den 
Staͤdten, welche von der Direktion dazu beſtimmt werden, an die Vorzeiger 
der betreffenden Obligationen gegen Auslieferung derſelben und der dazu ge⸗ 
hoͤrigen, nicht faͤlligen Zinskupons. Werden die Kupons nicht abgeliefert, ſo 
wird der Betrag der fehlenden von dem Kapitalbetrage der Obligationen ge⸗ 
kuͤrzt und zur Einloͤſung der Kupons verwendet, ſobald dieſelben zur Zahlung 
praͤſentirt werden. 

Im Uebrigen erliſcht die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinſung 
einer jeden Obligation mit dem 31. Dezember desjenigen Jahres, in welchem 
dieſelbe ausgelooſt und, daß dies geschehen, oͤffentlich bekannt gemacht iſt. 

Die im Wege der Amortiſation eingelöften Obligationen werden in Ge⸗ 
genwart zweier Mitglieder der Direktion und eines protokollirenden Notars 
verbrannt, und es wird, daß dies geſchehen, durch die öffentlichen Blätter be⸗ 
kannt gemacht. 

Die in Folge einer Kündigung (F. 3.) außerhalb der planmaͤßigen 
70 eingelöften Obligationen iſt die Geſellſchaft wieder auszugeben 

efugt. 
§. 6. 

Diejenigen Obligationen, welche ausgelooſt und gekuͤndigt ſind, und, der 
Bekanntmachung durch die Öffentlichen Blätter ungeachtet, nicht rechtzeitig zur 
Realiſation eingehen, werden waͤhrend der naͤchſten zehn Jahre von der Di⸗ 
rektion der Aachen-Maſtrichter Eiſenbahngeſellſchaft alljaͤhrlich einmal öffentlich 
aufgerufen. Gehen ſie aber deſſenungeachtet nicht ſpaͤteſtens binnen Jahresfriſt 
nach dem letzten öffentlichen Aufruf zur Realiſation ein, fo erliſcht ein jeder 
Anſpruch aus denſelben an das Geſellſchaftsvermoͤgen, was unter Angabe der 
Nummern der werthlos gewordenen Obligationen von der Direktion oͤffentlich 
bekannt zu machen iſt. 

Die Geſellſchaft hat aus dergleichen Obligationen keinerlei Verpflichtung 
mehr, doch ſteht der Generalverſammlung frei, die gaͤnzliche oder theilweiſe 
Realiſirung derſelben aus Billigkeitsruͤckſichten zu beſchließen. 


Fi 
Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſt⸗ 
geſetzt: 8 
a) die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht der 
Zahlung von Dividenden an die Aktionaire der Geſellſchaft aus dem 
Reinertrage vor; ö 
b) bis zur Tilgung der Obligationen duͤrfen Seitens der Geſellſchaft keine 
zur Eiſenbahn und zu den Bahnhoͤfen erforderlichen Grundſtuͤcke ver⸗ 
kauft werden; dies bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn 
und der Bahnhöfe befindlichen Grundſtuͤcke, auch nicht auf ſolche, welche 
innerhalb der Bahnhoͤfe etwa an den Staat oder an die Gemeinden 
zur Errichtung von Poſt⸗, Telegraphen⸗, Polizei⸗ oder ſteuerlichen Ein⸗ 
richtungen, oder welche zu Packhoͤfen oder Waarenniederlagen abgetre⸗ 
ten werden moͤchten; 
(Nr. 4513.) f c) zur 
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c) zur Sicherheit fuͤr Kapital und Zinſen wird den Inhabern der Obliga⸗ 1 
tionen mit Vorbehalt der den fruͤher, Inhalts des Privilegiums vom 


28. Dezember 1853., kontrahirten Prioritaͤts⸗Obligationen J. Serie ein 


geraͤumten und daher vorgehenden Hypothek das geſammte bewegliche 
und unbewegliche Vermoͤgen der Geſellſchaft verpfaͤndet. Auch darf 
dieſe weder Aktien kreiren, noch neue Darlehen aufnehmen, es ſei denn, 
daß den auf Grund dieſes Privilegiums zu emittirenden Obligationen 

das Vorzugsrecht ausdruͤcklich vorbehalten wuͤrde. s 


$. 8. 

Die in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
erfolgen durch eine Aachener, eine Maſtrichter Zeitung, den Preußiſchen Staats⸗ 
Anzeiger und den Niederlaͤndiſchen Staats-Courant. 

Zur Urkunde dieſes haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privi⸗ 
legium Allerhöchfteigenhändig vollzogen und unter Unſerm Königlichen Inſiegel 
ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in An⸗ 
ſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staates zu 
geben oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 

Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 

e Gegeben Sansſouci, den 18. Auguſt 1856. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 


; uͤr den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
8 Bodelſchwingh. 5 und oͤffentliche Arbeiten: 


v. Pommer Eſche. 


2. 


Aachen⸗Maſtrichter Eiſenbahn⸗Obligation. 


II. Emiſſton. 


. über Rthlr. Fl. 
Inhaber dieſer Obligation zweiter Emiſſion, 17 hat einen An⸗ 
theil von Thalern, Florin Hollaͤndiſch an der mit Aller⸗ 


hoͤchſter Genehmigung und nach den Beſtimmungen umſtehender Privilegien 
gemachten Anleihe der Aachen-Maſtrichter 10 ele 


Aachen, den een. 
Die Direktion. Der Spezialdirektor. 
ee det 


II. 


II. 
Aachen⸗Maſtrichter Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
Zins⸗Kupon A 1. 


zur f 
Aachen⸗Maſtrichter Eiſenbahn⸗Obligation I... 
II. Emiſſion. f 


Inhaber empfängt am 1. Juli 18.. gegen dieſen Kupon an den plan⸗ 
maͤßig bezeichneten Zahlſtellen 
ER Kthlr. ..... Sgr. ... . Pf. Preuß. Kurant 
28 Fl.... . Cs. Hollaͤndiſch 
als Zinſen vom 1. Januar bis 30. Juni 18. 
Dieſer Zinskupon wird unguͤltig und werthlos, wenn er nicht binnen 
fünf Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt wird. i 
8. 


Aachen, den ken 1 
Die Direktion. Ausgefertigt. 
(Facsimile der Unterſchrift zweier (Facsimile des Rendanten.) 


Direktionsmitglieder.) 


III. 


Inhaber empfängt am 2. Januar 18. gegen dieſe Anweiſung gemaͤß 
. .. des Privilegiums an den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten 
lady zweite Serie der Zinskupons zur vorbezeichneten Prioritäts⸗Obli⸗ 
gation 9 


Aachen, den ten .. .. „ 18. 
Die Direktion. Ausgefertigt. 
(Facsimile.) (Unterſchrift.) 
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(Nr. 45134515.) (Nr. 4514.) 


DEN 


RE 


(Nr. 4514.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 18. Auguſt 1856., betreffend die Verleihung der Staͤdte⸗ 
Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Gemeinden 
Cleve, Burſcheid, Goch, Geldern, Kanten, Luͤttringhauſen, Burg und 

Solingen, Regierungsbezirks Duͤſſeldorf. 


ch will auf Ihren Bericht vom 14. Auguſt d. J., deſſen Anlagen hierbei 
zuruͤckgehen, den auf den Rheiniſchen Provinziallandtagen im Stande der 
Staͤdte vertretenen Gemeinden Cleve, Burſcheid, Goch, Geldern, Xanten, Luͤtt⸗ 
ringhauſen, Burg und Solingen, deren Antrage gemaͤß, die Staͤdte-Ordnung 
fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai d. J. hiermit verleihen, wonach Sie das 
Weitere zu veranlaſſen haben. 
Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Sansſouci, den 18. Auguſt 1856, 


Friedrich Wilhelm. 
Fuͤr den Miniſter des Innern: 


v. Raumer. 
An den Miniſter des Innern. 


(Nr. 4515.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Auguſt 1856., betreffend die Verleihung der Staͤdte— 
Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Gemeinden 
Neuwied im Regierungsbezirk Coblenz und Ratingen, Ronsdorf und Uer⸗ 

dingen im Regierungsbezirk Duͤſſeldorf. 


& 
Ich will auf Ihren Bericht vom 20. Auguſt d. J., deſſen Anlagen zuruück⸗ 
gehen, den auf dem Rheiniſchen Provinziallandtage im Stande der Staͤdte 
vertretenen Gemeinden Neuwied, im Regierungsbezirk Coblenz, Ratingen, Rons— 
dorf und Uerdingen, im Regierungsbezirk Duͤſſeldorf, deren Antrage gemaͤß, 
die Staͤdte⸗Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai d. J. hiermit verlei⸗ 
hen, wonach Sie das Weitere zu veranlaſſen haben. 
Dieſer Mein Erlaß ift durch die Geſetz- Sammlung bekannt zu machen. 
Sansſouci, den 28. Auguſt 1856. 


Friedrich Wilhelm. 


Fuͤr den Miniſter des Innern: 
; en v. Raumer. 
An den Miniſter des Innern. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


